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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Mursch (Soltau-Harburg), de Terra, 
Dr. Gruhl, Dr. Klein (Göttingen), von Alten-Nordheim, Dr. Jahn (Münster), 
Gerster (Mainz), Orgaß, Lenzer, Bremm, Dr. Mertes (Gerolstein), Pieroth und 
Genossen 

- Drucksache 7/1 105- 

betr. Wahrung der Belange der Bürger der Bundesrepublik Deutschiand bei 
Schäden, die Angehörige der Stationierungsstreitkräfte außer Dienst 
verursachen 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 
2. November 1973 - VI B 2 - VV 7640 - 37/73 - die Kleine 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Verfügt die Bundesregierung über genaue Zahlenangaben und 
Aufstellungen der durch Angehörige der Stationierungsstreit- 
kräfte verursachten Schäden außerhalb des Dienstes? 

Die Bundesregierung verfügt nicht über genaue Zahlenangaben 
und Aufstellungen der durch Mitglieder der ausländischen 
Streitkräfte verursachten Schäden aus Handlungen, die nicht in 
Ausübung des Dienstes begangen worden sind. 


2. Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, in wel- 
chem Ausmaß ex-gratia-Zahlungen als nicht befriedigend be- 
trachtet wurden? 

Die Bundesregierung kann keine Angaben darüber machen, in 
welchem Ausmaß ex-gratia-Zahlüngen von den Antragstellern 
als nicht befriedigend betrachtet worden sind. 


3. Wenn die Angaben unter 1. und 2. nicht erbracht werden kön- 
nen, weshalb hat die Bundesregierung es unterlassen, sich 
durch statistische Feststellungen ein Bild darüber zu machen, 
in welchem Umfang Schäden in der Bundesrepublik Deutsch- 
land für die betroffenen Bürger unzureichend geregelt werden? 

Ansprüche gegen Mitglieder der ausländischen Streitkräfte aus 
außerdienstlichen, zum Schadenersatz verpflichtenden Hand- 
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lungen werden auf Antrag unter Mitwirkung deutscher Behör- 
den im Einvernehmen mit den Geschädigten reguliert. Fälle, in 
denen Geschädigte wegen Versagung einer ex-gratia-Zahlung 
oder wegen eines nach ihrer Auffassung unzureichenden Ent- 
schädigungsangebotes die deutschen Behörden um Hilfe ge- 
beten hatten, traten nicht so häufig auf, daß sie zu besonderen 
statistischen Erhebungen Anlaß gegeben hätten. 


4. Wie erklärt die Bundesregierung den Widerspruch in Schreiben 
des Bundesfinanzministeriums, wo einmal festgestellt wird: 

„ . . . Bisher ist es aber nodx immer gelungen, die Streitkräfte 
in wirklichen Härtefällen zu einer für den Geschädigten gün- 
stigen Lösung zu bewegen . . 

und an anderer Stelle aber gesagt wird: 

„Fälle, in denen ex-gratia-Zahlungen durch die in der Bundes- 
republik stationierten Streitkräfte der verschiedenen Entsende- 
staaten abgelehnt oder nur in unzureichendem Umfange ge- 
leistet werden, sind nicht selten. " 


Die beiden Erklärungen des Bundesfinanzministeriums - in 
richtiger Beziehung zueinander gesehen - enthalten keinen 
Widerspruch. In den ex-gratia-Fällen, in denen die auslän- 
dischen Streitkräfte Entschädigungen zunächst abgelehnt oder 
nur in unzureichendem Umfang angeboten hatten, konnte das 
Bundesfinanzministerium, wenn der Antragsteller begründete 
Einwendungen erhob, noch stets durch entsprechende Gegen- 
vorstellungen bei den Streitkräften - bis auf den zu Frage 11 
behandelten Ausnahmefall - eine befriedigende Lösung 
erreichen. 


5. Ist der Widerspruch in den Ausführungen unter 4. nicht ein 
Zeichen dafür, daß die Bundesregierung über keine Beurtei- 
lungsunterlagen darüber verfügt, in welchem Ausmaß Bürger 
für entstandene Schäden entschädigt werden und ob diese 
Schadensregelungen befriedigend oder unbefriedigend sind? 

Durch die Antworten zu den Fragen 1 bis 4 ist auch die Frage 5 
beantwortet. 


6. Welche Unterschiede bestehen in der Handhabung der ex- 
gratia-Zahlungen zwischen den Stationierungsstreitkräften in 
der Bundesrepublik Deutschland? 

Nach den mit allen Entsendestaaten abgeschlossenen Verwal- 
tungsabkommen prüft zunächst die deutsche Behörde die An- 
sprüche nach deutschem Recht. Das Ergebnis der Prüfung teilt 
sie mit einem Entscheidungsvorschlag den Dienststellen der 
Streitkräfte mit. Uber die anzubietende ex-gratia-Zahlung ent- 
scheiden allein die Streitkräfte. Hierbei sind wesentliche 
Unterschiede zwischen den Streitkräften nicht erkennbar ge- 
worden. Allerdings hatte ein Entsendestaat bis vor wenigen 
Monaten ex-gratia-Zahlungen auch für die durch Versicherun- 
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gen gedeckten Schäden gewährt. Mit Wirkung vom 1. Juli 1973 
hat er sich jedoch der Praxis der anderen Entsendestaaten ange- 
schlossen. 


7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß in den Fällen, 
in denen der größte Teil durch Versicherungsleistungen ge- 
deckt wird, die von den Behörden der Stationierungsstreit- 
kräfte nicht entschädigt werden, wenigstens der ungedeckte 
Rest großzügig entschädigt werden sollte? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die durch Ver- 
sicherungsleistungen nicht gedeckten Schäden angemessen ent- 
schädigt werden sollen. 


8, Berücksichtigen die Stationierungsstreitkräfte bei der Fest- 
setzung einer ex-gratia-Entschädigung die Vermögens Verhält- 
nisse des Geschädigten? 

Die Stationierungsstreitkräfte berücksichtigen bei der Entschei- 
dung, ob sie im Einzelfall eine ex-gratia-Entschädigung an- 
bieten, u. a. auch die Vermögens Verhältnisse des Geschädigten. 


9. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß bei der Entschei- 
dung über eine Entschädigung nicht die Rechtslage, sondern 
die Vermögensverhältnisse des Geschädigten für Bewilligung 
oder Ablehnung einer Entschädigung maßgebend sind? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß bei der Entschei- 
dung über die Gewährung oder Ablehnung einer ex-gratia- 
Zahlung die Rechtslage und die Vermögensverhältnisse zu 
beachten sind. Die Entscheidung soll in billiger und gereckter 
Weise unter Berücksichtigung aller Umstände des Falles 
getroffen werden. 


10. Wenn das Auswärtige Amt einem geschädigten Bürger mit- 
teilt, daß er - nach Ablehnung einer ex-gratia-Entschädigung - 
notfalls einen Schadensersatzanspruch gegen den Angehörigen 
der Stationierungsstreitkräfte persönlich geltend machen könne, 
jedoch gleichzeitig von der Beschreitung des Rechtsweges ab- 
rät: 

— ■ „Erfahrungsgemäß pflegt jedoch leider die Rechtsverfol- 
gung auf diesem Wege wenig Aussicht auf Erfolg zu haben 
und daher auch mit einem beträchtlichen Kostenrisiko ver- 
bunden zu sein" — 

ist es dann nicht Aufgabe der Bundesregierung, ihrerseits dem 
einzelnen Bürger mehr Hilfen zu geben, um zu seinem Recht 
zu kommen? 

Die Bundesregierung betrachtet es als ihre Aufgabe, den ein- 
zelnen Bürger, der sich wegen einer abgelehnten oder nach 
seiner Auffassung nicht ausreichenden ex-gratia-Zahlung an sie 
wendet, nach den ihr gegebenen Möglichkeiten zu unterstützen, 
um einen angemessenen Ausgleich seines Schadens zu erlan- 
gen. Wie sich aus der Beantwortung der Fragen 3 und 4 ergibt. 
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hat sie damit in der Regel auch Erfolg. Unabhängig davon hält 
sie es für ihre Pflicht, den Geschädigten auch auf die Möglich- 
keit einer Verfolgung seiner Ansprüche gegen den Schädiger 
persönlich hinzuweisen, ohne ihm jedoch die Schwierigkeiten 
und Risiken, die in einer solchen Verfolgung seiner Ansprüche 
liegen, zu verschweigen. 


H. Billigt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die Ent- 
scheidung des Bundesministers der Finanzen, der es abgelehnt 
hat, gegen die Verweigerung einer ex-gratia-Entschädigung im 
Falle der von zwei Soldaten der Stationierungsstreitkräfte ver- 
ursachten Brandstiftung in einem Kaufhaus in Munster vor- 
stellig zu werden, 

a) obwohl es sich bei einem Gesamtschaden von 1,3 Millio- 
nen DM nur um den von der Brandversicherung nicht ge- 
deckten Rest von 300 000 DM für Folgeschäden aus dem 
Brand handelt, 

b) obwohl die ex-gratia-Entsdiädigung gerade dafür geschaf- 
fen worden ist, um der Rechtsordnung des Aufnahme- 
staates entzogene oder durch sie nicht hinreichend durch- 
setzbare Schadensersatzansprüche abzugelten, 

c) obwohl es Aufgabe deutscher Stellen ist, sich für die Inter- 
essen ihrer Bürger einzusetzen, statt von vornherein auf 
Gegenvorstellungen zu verzichten mit der Begründung: 
„Sie hätten vielmehr nur die Gefahr mit sich gebracht, daß 
mein Haus sich . . . um den Kredit gebracht hätte, den es 
für andere - dringlichere - Fälle benötigt", 

d) obwohl eine lückenlose Versicherung praktisch kaum mög- 
lich ist? 


In dem Falle der von zwei ausländischen Soldaten in einem 
Kaufhaus verursachten Brandstiftung hatte der Geschädigte für 
den durch die Brandversicherung nicht gedeckten Schaden we- 
gen Verdienstentganges im Verfahren nach Artikel VIII 
Absatz 6 NTS Ersatzansprüche in Höhe von 300 000 DM geltend 
gemacht. Die Streitkräfte lehnten jedoch eine ex-gratia-Zahlung 
ab. Daraufhin wandte sich ein Abgeordneter des Deutschen 
Bundestages für den Geschädigten unmittelbar an die Botschaft 
des betreffenden Entsendestaates, um eine Änderung der Ent- 
scheidung zu erreichen. Nachdem die Botschaft sich bereits ab- 
lehnend geäußert hatte, bat der Abgeordnete das Bundesfinanz- 
ministerium, sich des Falles anzunehmen. Das Bundesfinanz- 
ministerium wurde bei der zuständigen Dienststelle der Streit- 
kräfte vorstellig. Diese teilte zu dem Schadensfall mit, die Ent- 
scheidung der Streitkräfte sei nach sorgfältiger Prüfung aller in 
Frage kommenden Gesichtspunkte getroffen worden; eine 
Änderung sei nicht möglich. Es sei die Ansicht der Streitkräfte, 
daß ein vorsorgender Kaufmann sich gegen die Risiken, die der 
Betrieb eines Kaufhauses mit sich bringe, wie insbesondere 
gegen Verluste und Schäden durch Feuer, gleichviel ob sie zu- 
fällig oder mutwillig verursacht werden, versichern müsse und 
darauf zu achten habe, daß seine Versicherung die denkbaren 
Verluste voll decke. 

Das Bundesministerium der Finanzen sah unter diesen Um- 
ständen keine Möglichkeit mehr, durch weitere Gegenvorstel- 
lungen eine Änderung dieser Auffassung der Streitkräfte 
herbeizuführen. 
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Im übrigen ist zu bemerken, daß es sich bei Ansprüchen des 
Geschädigten gegen ein Mitglied der Streitkräfte nicht um „der 
Rechtsordnung des Aufnahmestaates entzogene oder durch sie 
nicht hinreichend durchsetzbare Schadensersatzansprüche" han- 
delt, sondern daß diese Ansprüche wie andere Ansprüche eines 
Bundesbürgers gegen ausländische Personen verfolgt und 
durchgesetzt werden können. Wenngleich nicht verkannt wird, 
daß die Realisierung solcher Ansprüche in der Praxis auf 
Schwierigkeiten stoßen kann, muß darauf hingewiesen werden, 
daß der durch ein Mitglied der Streitkräfte Geschädigte bei der 
Verfolgung seiner Ansprüche nicht nur nicht schlechter, son- 
dern wegen der Möglichkeit einer ex-gratia-Entschädigung 
besser gestellt ist als andere Bundesbürger. 


12. Wenn die Bundesregierung in der Antwort auf eine Kleine 
Anfrage in der Drucksache 7/879 eine besondere Fürsorge- 
pflidit für die durch die notwendige Verteidigungspolitik be- 
sonders belasteten Gebiete anerkennt, sollte dann diese Für- 
sorge nicht besonders auch den einzelnen Bürgern dieser Ge- 
biete gelten, wenn sie durch einzelne Angehörige der Statio- 
nierungsstreitkräfte Schäden erleiden, die durch die deutsche 
Rechtsordnung nicht behoben werden können? 


In der Drucksache 7/879 vom 4. Juli 1973 erklärt die Bundes- 
regierung, 

„daß ihr für die Gebiete, in denen große Truppenübungs- 
plätze liegen, infolge der damit verbundenen wirtschaft- 
lichen Beeinträchtigung eine besondere Fürsorgepflicht zu- 
kommt. Sie ist und bleibt für die Sorgen dieser benachteilig- 
ten Gebiete stets aufgeschlossen und wird dort ihre Hilfe 
nicht versagen, wo es ihr irgendwie möglich ist." 

Die Bundesregierung steht zu dieser Erklärung. 

Diese Fürsorgepflicht darf jedoch nicht dazu führen, den in die- 
sem Gebiet ansässigen Bürger, der durch Angehörige der aus- 
ländischen Streitkräfte einen Schaden erleidet, beim Ausgleich 
seines Schadens anders, d. h. besser zu behandeln als Bürger, 
die in anderen Teilen des Bundesgebietes wohnen. 


13. Betrachtet die Bundesregierung die Möglichkeit einer Gegen- 
vorstellung bei den Behörden des Entsendestaates - falls sie 
davon Gebrauch macht - als eine ausreichende Vertretung der 
Schadensersatzansprüche der Bürger der . Bundesrepublik 
Deutschland? 

Die Bundesregierung ist nicht zur Vertretung der Bürger bei 
der Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen berufen. 
Jedoch hilft sie den Bürgern hierbei nach den ihr gegebenen 
Möglichkeiten. Im ex-gratia-Verfahren, in dem die Streitkräfte 
freiwillig und ohne Rechtsverpflichtung Schäden ausgleichen, 
werden die Belange der Bürger durch Gegenvorstellungen des 
Bundesfinanzministeriums ausreichend gewahrt, wie sich schon 
aus der Stellungnahme zu den Fragen 3 und 4 ergibt. 
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14. Wäre es nicht an der Zeit, die seit 1951 bestehende Regelung 
der ex-gratia-Entschädigung mit ihrer einseitigen Entscheidung 
des Entsendestaates insoweit zu ändern, daß für die Regelung 
von Schadensersatzansprüchen ähnliche Verfahrens- und Ent- 
scheidungswege vorgeschrieben werden, wie es in Artikel VIII 
Abs. 5 in ausführlicher Weise für die Ansprüche bei Schäden 
in Ausübung des Dienstes geschehen ist? 

Die Bundesregierung sieht weder eine Veranlassung, noch die 
politische Möglichkeit, eine Änderung der in den fünfzehn Län- 
dern der Parteien des Nordatlantikvertrages gleichermaßen 
geltenden Regelung der ex-gratia-Zahlung und damit die Ände- 
rung eines multilateralen internationalen Äbkommens zu 
erwirken. 


15. Für den Fall, daß die Bundesregierung die Auffassung in 14. 
nicht teilt, sollten dann nicht wenigstens Richtlinien festgelegt 
werden, die die Gewährung von ex-gratia-Entschädigungen ver- 
bindlicher regeln und dem Aufnahmestaat eine größere Ein- 
flußmöglichkeit sichern? 

Nach Ärtikel VIII Äbsatz 6 des NÄTO-Truppenstatuts entschei- 
det der Entsendestaat aufgrund eines Vorschlags der deutschen 
Behörden in alleiniger Verantwortung, ob und bejahendenfalls 
in welcher Höhe er eine Äbfindung ohne Änerkennung einer 
Rechtspflicht anbieten will. Die Vereinbarung von Richtlinien, 
die dem Äufnahmestaat eine größere Einflußmöglichkeit, d. h. 
eine Mitbestimmung bei dieser Entscheidung sichern sollen, 
würde letztlich auf eine Änderung der bestehenden multilate- 
ralen internationalen Vereinbarungen hinauslaufen. Hierzu 
wurde bei Frage 14 Stellung genommen. 


16. Ist die Bundesregierung bereit, in der Richtung der Vorstel- 
lungen unter 14. und 15. Initiativen zur Änderung oder Ergän- 
zung des NATO-Truppenstatuts zu ergreifen, damit durch ein- 
zelne Angehörige der Stationierungsstreitkräfte geschädigte 
Bürger der Bundesrepublik Deutschland die Gewißheit haben, 
daß ihre Schadensersatzansprüche auch von den deutschen 
Stellen wirksam vertreten werden, da sie innerhalb der be- 
stehenden Rechtsordnung als zivilrechtliche Ansprüche nicht mit 
Erfolg geltend gemacht werden können? 


Wie sich bereits aus der Beantwortung der Fragen 14 und 15 
ergibt, sieht die Bundesregierung weder eine Veranlassung 
noch eine politische Möglichkeit, eine Änderung oder Ergän- 
zung des NÄTO-Truppenstatuts zu erwirken. Im übrigen ist zu 
bemerken, daß - worauf schon bei der Äntwort zu Frage 12 
hingewiesen wurde - ein deutscher Bürger bei Verfolgung 
seiner Änsprüche wegen außerdienstlicher Handlungen gegen 
Mitglieder der Streitkräfte nicht schlechter gestellt ist, als bei 
der Verfolgung von Änsprüchen gegen andere Äusländer. 
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